
rune. uen"l Anscnem nacn nan ste. 1m 
paUistínensischen Küstenstreifen wag­
ten die Lente am Mittwoch nach Wo­
chen des Kampfes wieder, ihre taglichen 
Besorgungen zu erledigen, und Ge­
f!üchtete kehren in ilrre teilweise zer­
stéirten Bauser zurück. Auch in Israel 

RICHTIG KOMMUNIZIEREN . 
Der Offentlichkeit etwas 
mitteilen - es geht auch 
ohne PR-Agentur · 
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China das Geschaftsrisiko 
reduzieren 
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Alpennordseite, Wallis, Nord- und 
Mittelbünden: Sqnnig, einige Wolken. 
Am Morgen im Flachland stellenweise 
Nebel. 11 bis 24 Grad. Alpensüdseite 
und Engadin: Im Süden Wolken, ins­
besondere im Mittel- und Südtessin, 
Schauer moglich. Am Nachmittag 
recht sonnig. Im Engadin sonnig. 
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genaen KaKeien warnien, oneoen rumg. 
Nach den Kampfen sehen sich beide 

Seiten als Sieger. Die Hamas erkliirte 
einen <<Sieg gegen den zionistischen 
Feind». Israels Ministerprasident Ne­
tanyahu hielt am Mittwochabend vor 
der Presse dagegen: «Lasst euch nicht 
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zahlt hat.» Doch Netanyahu steht in sei­
nem eigenen Land unter Druck. Das 
Fehlen einer klaren politischen Vision 
macht den Ministerprasidenten für Kri­
tik von allen Seiten angreifbar. 

International, Seite 3 
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gesamt rund 400 Millionen Euro aus der 
Staatskasse, 45 Millionen davon b�kam 
er auf Lagardes ausdrücldichen Wunsch 
hin als «moralische Wiedergutma­
chung>> . Da zuvor Tapie die Wahl von 
Prasident Sarkozy unterstützt hatte, wit-
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lich ware es aber für sie allein schon, 
wenn sie wie bereits ihr skandalumwit­
terter Vorganger Strauss-Kahn wegen 
gerichtlicher Verfahren offentlich ange­
prangert würde und darum demissionie­
ren müsste. 

Se:ilziehen um den 
Flugplatz Dübendorf 

�-J?-;J,, 2S.'8 Ao-t'f 
Weniger Freunde für 
das Frühfranzosisch 

Gefahrdete Freizügigl(eit 
Deutschland beschliesst M assnahmen gegen Annutsmigration 

asü. · Der Bundesrat hat seinen Ent­
scheid über die Zukunft der zivilen Flie­
gerei in Dübendorf vertagt. In der 
Aviatikbranche sorgt dies für Konster­
nation - und f.ür Spekulationen. Laut 
gutunterrichteten Quellen ist es im . 
Bundesrat unbestritten, dass die Piste 
auf dem Flugplatz Dübendàrf nicht auf­
gegeben werden datf. Der Widerstand 
der Zürcher Regierung und der Stand­
ortgemeinden zeigt aber Wirkung. 

Zürich, Seite 15 

ela. · Auch die Nidwaldner Regierung 
will Frühfranzosisch abschaffen. Mit der 
Aversion . gegen das Erlernen einer 
zweiten Landessprache in der Primar­
stufe ist der Kanton nicht allein. Aus 
dem Konsens über die Hannonisierung 
des Sprachunterrichts ist ein Streit. ge­
worden. Politiker und Praktiker aus der 
Deutschschweiz und der Romandie stel­
len in d er NZZ ihre Si eh t der Dinge dar. 

Schweiz, Seite 11 
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cei. Berlin · Seit Januar geniessen Bul­
garen und Rumanen in Deutschland die 
volle EU-Freizügigkeit. Dies hat in der 
Bevolkerung Àngste vor «Sozialtouris­
mus>> geweckt. Die meisten zugewan­
derten Bulgaren und Rumanen sind er­
werbstatig. Man dürfe jedoch die Augen 
nicht davor verschliessen, dass einige 
Stadte mit «Armutsrnigration» zu 
kampfen hatten, sagte Innenminister de 
Maiziere in Berlin. Der Missbrauch von 

Matteo Renzis Rezept 
gegen die Rezession 
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Sozialleistungen gefahrde die Akzep­
tanz der Freizügigkeit. Die grosse Koali­
tian hat sich deshalb am Mittwoch zu 
Massnahmen durchgerungen. EU-Ein­
wanderer sollen im Prinzip nur noch 
sechs Monate nach Arbeit suchen dür­
fen. Und wer Sozialleistungen er­
schleicht, wird in schweren Fallen mit 
einer Einreisesperre belegt. Mehr Geld 
gibt es vom Bund für die Stadte. 

Wirtschaft, Seite 25 

Das Büro macht mob:il 

Ohne digitale Kommunikationstechno­
logien würde heute die Unternehmens­
welt stillstehen; Un d dauk dem mobilen 
Internet lasst sich das Büro immer ofter 
auch in den Zug zügeln. Mobiles Arbei­
ten birgt aber die Gefahr, dass die Gren­
zen zwischen Freizeit und Arbeit zuneh­
mend verwischen. 

Sonderbeilage «Mobiles Arbeiten» 



l' ,. 

kommen erhielten aber alle Bürgerin­
nen und Bürger Leistungen vom Staat. 
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von einem abnehmenden Bescháfti­
gungsvolumen und einer sinkenden 

ja die geschlechtsspezifische Rollen­
teilung verstarkt und gefestigt würde. 

. gegen Frühfranzosiseh G zu 
Auch Nidwaldner Regierung will die zweíte Landessprache aus dà Primarschule verbarínen 

Im Kanton Nidwalden will die 
Regierung den Franzosischunter­
rícht in der Primarschule 
abschaffen un d stattdessen auf 
der Oberstufe mehr Lektionen 
anbieten. In anderen Kantonen 
bestehen ahnliche Vorstüsse. 

Davide Scruzzi 

Bundesrat Alain Berset hatte vor eini­
gen Monaten erklart, dass jeder Schwei­
zer Schüler in der Primarschule eine 
zweite Landessprache lernen müsse. 
Doch immer mehr Kantone folgen die­
sem Imperativ ni eh t. Auch die Nidwald­
ner Kantonsregierung hat einen Ent­
scheid zum Thema Frühfranzosisch ge­
fallt. Sie empfiehlt eine Volksinitiative 
der SVP gegen das Frühfranzosisch auf 
der Primarstufe zur Annahme, so eine 
Medienmitteiluhg vom Mittwoch. Die 
entsprechende Volksabstimmung dürfte 
im nachsten Marz stattfinden. Die Ant­
wort des Regierungsrates beschrankt 
sich aber nicht auf ein Nein zum Früh­
franzosisch. Zusammen mit dem Ent­
scheid wird ein eigentliches neues Fran­
zosisch-Konzept prasentiert. 

«Das Nein zum Frühfranzosisch ist 
kein Nein zur Romandie», sagt der Nid­
waldner Bildungsdirektor Res Schrnid. 
Verschiedene begleitende Massnahmen 
würden dafür sorgen, dass unter dem 
Strich die Franzosischkenntnisse nach 
Ende der Schulzeit eher besser würden, 
betont Schmid. Die genau gleiche Zahl 
von Franzosisch-Lektionen, die in der 5. 
und 6. Primarklasse entfielen, würden 
zusatzlich auf der Oberstufe geführt, er-

klart Schmid. Im siebten Schul]ahr wa­
ren demnach neu fünf und im achten 
und neunten Schuljahr neu vier Lektio­
nen pro Woche vorgesehen. Im Gegen­
zug will die Regierung gewisse Wahl­
pflichtfi:icher reduzieren. Zudem ist ge­
plant, im achten und neunten Schuljahr 
einen zwei- bis vierwochigen Aufenthalt 
in der Romandie zur Pflicht zu machen. 
Dies sei ein Novum in der Schweiz, so 
die Nidwaldner Regierung. 

Das Vorgehen im Fremdsprachen­
unterricht ist in Nidwalden schon lange 
ein Thema. So hat die Kantonsregie­
rung als Antwort auf einen parlamenta­
rischen Vorstoss nun einen Bericht zur 
Situation des Sprachunterrichts publi­
ziert. Laut diesem ist die Bedeutung des 
Einstiegsalters für den Lernerfolg 
schwierig einzuschatzen, auch wenn. die 
Auswertung des bisherigen Vorgehens 
grundsatzlich positive Resultate offen­
bart habe. Umfragen hatten gezeigt, 
dass die Lehrer das Frühfranzosisch 

eher kritiscli beurteilten, ebenso die 
Eltern. Die befragten Lehrbetriebe haF 
ten sich explizit bessere Kompetenzen 
in Deutsch und Englisch gewünscht, so 
die Nidwaldner Kantonsregierung. 

In mehreren Kantonen gibt es mitt­
lerweile Vorstõsse gegen das Frühfran� 
zosisch. Im Thurgau wurde vor einigen 
Wochen eine Motion angenommen, die 
den Regierungsrat beauftragt, den Fran­
zosischunterricht von der Primar- in die 
Sekundarschule zu verlagern. 

Im Kanton Schaffhausen verlangt ein 
vom Kantonsparlament angenommenes 
Postulat, dass auf der Primarstufe nur 
noch eine Fremdsprache unterrichtet 
wird. Und im Kanton St. Gallen wird in . 
einem SVP-Vorstoss nach dem Sinn von 
Frühfranzosisch gefragt. Dort halt aber 
die Regierung ambisherigen Vorgehen 
fest. Àhnlich entschied die Solothhrner 
Regierung. 

Mitarbeit: kru., dgy. 
Meinung & Debatte, Seite
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N eue Quoten für die Bundesverwaltung 
dsc. · <<Di e Kantone ha ben si eh selbst auf 
die bestehende Strategie und deren Eck­
werte beim Fremdsprachenunterricht ge­
einigt. Sie sin d an der Umsetzung, und es 
ist nuu an ihnen, eine Bilanz vorzuneh­
men>> , sagt Isabelle Chassot, Direktorin 
des Bundesamts für Kultur, zu den kan­
tonalen PHi.nen, den Franzosischunter­
richt von der Primar- auf die Oberstufe 
zu verlagern. Bund und Kantone seien 
gemeinsam in der Pflicht, die Mehrspra­
chigkeit zu fordern, so Chassot. Am Mitt­
woch hat der Bundesrat seinerseits Ver­
ordnungen zur Mehrsprachigkeit in der 

Bundesverwaltung beschlossen. Dem­
nach muss sich ne u jedes Bundesamt für 
die Einhaltung der Vorgaben punkto 
Mehrsprachigkeit der Mitarbeiter ein­
setzen, auch auf Kaderstufe. Mittel- und 
langfristig gelten für di e Zusammenset­
zung neue Zielwerte: rund 70 Prozent 
Deutschsprachige, etwa 22 Prozent Fran­
zosischsprachige, zirka 7 Prozent Italie­
nischsprachige, knapp l Prozent Rato­
romanen. Es brauche noch Anstrengun­
gen, diese Werte zu erreichen, zumal 
die Unterschiede von einem Bundesamt 
zum anderen gross seien, so Chassot. 

4/ ; ,, ' ii  

waltung rechnet - anhand von Zahlen 
des Jahres 2012- mit jahrlichen Kosten 

ken eines solchen Experiments zu gn 
Meinung & Debatte, SeitE 

N o te 5 rücl�t In 
Standeratskommission korrigiert Geldwascherei-Regeln 

Die Rechtskommission des 
Standerats hat die umstrittensten 
Vorschlage des Nationalrats zur 
Geldwaschereibekampfung aus · 
der Revisionsvorlage gekippt. 

hus. Bem · Die versGharften Global­
standards gegen die Geldwascherei 
(Gafi) verlangen von der Schweiz eine 
Gesetzesrevision. Der Nationalrat hatte 
allerdings im Juni der Vorlage des Bun­
desrats u.nd des Standerats diverse Zah­
ne gezogen, so dass mit der Version der 
grossen Kammer die Schweiz beim 
Gafi-Landerexamen von 2015 wahr­
scheinlich durchfallen würde. Die 
Rechtskommission des Standerats hat 
nun aber praktisch alle heiklen Aufwei­
chungeri des Nationalrats wieder aus 
der Vorlage gekippt. Vor al! em folgende 
Vorschlage fielen wieder heraus: 
:J>- die Ausnahmeklausel für Aktien­
gesellschaften mit Kapital bis 250 000 
Franken und für GmbH bis 50 000 Fran­
ken bezüglich Meldepflichten bei Inha-
beraktien; , 
:J>- der Verzicht auf Strafsanktionen bei 
der Verletzung von Meldepflichten im 
Zusammenhang mit Inhaberaktien; 
:J>- die Idee, eidgenossische Parlamen­
tarier nicht als «politisch exponierte 
Personen;> einzustufen, bei welchen Fi­
nanzinstitute besondere Sorgfaltspflich­
ten hatten; 
:J>- die absurd enge Definition von schwe­
ren Steuerdelikten, welche als Vortaten 
zur Geldwascherei gelten und Melde­
pflichten der Finanzinstitute aus!Osen; 
:J>- der Verzicht auf das Verbot von Bar­
geldzahlungen über 100 000 Franken. 

Mit d er Fassung d er Standeratskc 
mission würde die Schweiz das ke 
mende Gafi-Landerexamen wohl be' 
hen - wenn das Parlament die Vorl; 
innert nützlicher Frist verabschie, 
(etwa bis Ende dieses Jahres). Gem 
Gafi-Regeln nicht zwingend ware 
Verbot von Bargeldzahlungen ül 
100 000 Franken. Ohne Verbot wa1 
aber für Geschafte auch ausserhalb 1 
Finanzsektors wie etwa bei JuwelieJ 
oder Immobilienmaklern wohl zusii 
liche Sorgfaltspflichten gefordert. I 
Finanzdepartement hat in der Stan< 
ratskommission eine Alternative 21 
Barzahlungsverbot zur Diskussion ; 
stellt. Demnach müssten Geschafte ' 
der Annahme von Bargeldzahlunf 
über einem bestimmten Schwellenw 
zusatzliche Sorgfaltspflichten erfüllei 

Mit der Kontrolle und dem Kop 
ren des Kundenpasses ware es ni< 
getan. Gemass dem Vorschlag müss1 
die Gescháfte auch die Berechtigu 
des Kunden am wirtschaftlichen J 
gentum des Geldes abklaren - v 
zum Beispiel aus der Sicht eines Juv 
liers, dessen Kunde am Sonntagna1 
mittag im Laden steht, unrealistisch , 
scheint. Denkbar waren al!erdings < 
geschwachte Formen wie etwa ei 
Meldepflicht bei grossen BargeldtraJ 
aktionen. Nicht zuletzt wegen Unlü 

. heiten über die Praktikabilitat zusa 
licher Sorgfaltspflichten lehnte 1 
Standeratskommission den Alternat 
vorschlag des Bundes vorerst ab. I 
Idee mag aber spater im National 
nochmals aufs Tapet kommen. 2 
nachst beschaftigt die Vorlage in e 
Herbstsession den Standerat. 

«Reflexe», Seite 



PETER GUT 

msc. · Am Mittwoch hat sich erstmals eine Kantonsregierung, jene Nidwaldens, gegen 
de n Franzosischunterricht auf de r Primarschulstufe ausgesprochen. Im Thurgau hat das 
Parlament einen ebehsolchen Vorstoss überwiesen, weitere Kantone werden mog­
licherweise folgen. Aus einem Konsens über die Harmonisierung des Sprachunterrichts 
in der Schweiz von 2004 (Modell 3/5) ist nun tatsachlich ein Streit geworden. Das ist 
Anlass genug, verschiedene Meinungen auf dieser Doppelseite wiederzugeben. Zu 
Wort kommen zwei Deutschschweizer Politiker und zwei Romands mit j e unterschied­
lichen Ansichten. Die Sicht der Praktiker erlautert der Prasident des Lehrerverbands. 
Dass aus dem Ringen um den Fremdsprachenuriterricht ein gehassiger Schlagabtausch 
geworden ist, ist schade und wirft ein schlechtes Licht auf die «Willensnation Schweiz». 
Einzelnen Deutschschweizer Kantonen ist das Verstandnis für die Sensibilitaten ande­
rer Landesteile abhandengekommen. In der Bundesverfassung steht, dass sich die 
Starke des Volkes am Wohl der Schwachen messe. Man konnte das leicht erweitern: 
Die Starke misst sich auch am Verstandnis der Mehrheit für die zahlreichen Minderhei­
ten, und zu den wichtigsten Minderheiten gehoren die Romands. Die Deutschschweizer 
Volksschule muss deshalb dem Franzosischen einen prioritaren Rang einraumen. In der 
Verfassung steht überdies, dass der Bund einzugreifen hat, sollten sich die Kantone 
«über die Ziele der Bildungsstufen» nicht einig werden. Ein Flickenteppich beim 
Fremdsprachenunterricht würde einen solchen Eingriff rechtfertigen. Besser allérdings 
als ein «Befehl von o ben» ware e s, wenn in. de n Kantonen statt utilitaristíschen Bil­
dungsdenkens ein wenig mehr Staatsrason Einzug halten würde. 

Pro und contra Bundesgesetz 

Die zweite Landessprache 
in der Primarschule ist ein Muss. 

l· . .-: -2-Z, 22. '2. ), o ., ... , Von Matthias Aebischer 

Die Volksschule ist Sache der Kantone. Und es 
ziemt sich nicht, sich als Bundespolitiker in kanto­
nale Angelegenheiten einzurnischen. Ste\lt sich die 
Frage, weshalb sich die nationalratliche Kommis­
sion für Wissenschaft, Bildung und Kultur an ihrer 
Sitzung in einer Woche n un trotzdem rnit d er Volks­
schule beschaftigt. Die Traktandierung basiert auf 
einem Volksentscheid vom 21. Mai 2006. Damals 
stimmten 85,6 Prozent der Schweizer Stimrnbürge­
rinnen und Stimmbürger für den sogenannten Bil­
dungsartikel. Seither steht in der Bundesverfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft, dass die 
Kantone ihre verschiedenen Schulsysteme im Be­
reich des Schuleintrittsalters, der Dauer und der 
Ziele der Bildungsstufen und von deren Über­
gangen harmonÚlieren müssen. Sollten di e Kantone 
diese Harmonisierung nicht zustande bringen, so 
«erlasst der Bund die notwendigen Vorschriften». 
So steht es in Artikel 62, Absatz 4. 

Die Romands haben ihre Aufgaben bereits ge­
macht. Seit drei Jahren wird in allen Schulen der 
franzósischsprachigen Kantone nach dem «plan 
d'étudés romand» unterrichtet. Alle Schülerinnen 
und Schüler lernen ab der dritten Klasse die deut­
sche Sprache. Die Harmonisierung der deutsch- und 
mehrsprachigen Kantone lauft über den Lehrplan 
21. Na:ch der Vernehmlassung wird dieser zurzeit 
überarbeitet und voraussichtlich Ende Jahr von den 
Deutschschweizer Erziehungsdirektorinnen und 
-direktoren freigegeben. 

Die Mitglieder der Schweizerischen Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektorinnen . und 
-direktoren sind sich einig. In der Primarschule !er­
nen alle Deutschschweizer Kinder zwei Fremdspra­
chen, davon eine Landessprache. Die erste Fremd­
sprache in der dritten, die zweite Fremdsprache in 
der fünften Klasse. Der Entscheid, ob zuerst Fran­
zósisch oder Italienisch und dann Englisch odet um� 
gekehrt, obliegt jedeni einzelnen Kanton. 

· 

So weit, so gut, dürfte man meinen. Nach einem 
jahrelangen Hin und Her wird die Hannonisierung 

gerade auch im Bereich des Fremdsprachenunter­
richts endlich realisiert. Schón war's. Denn just in 
der finalen Phase der Erarbeitung des Deutsch­
schweizer Lehrplans 21 werden diese Bestrebungen 
torpediert. Am weitesten gehen der Grosse Rat des 

Kantons Jhurgau und nun auch derKanton Nidwal­
den. Si e entschieden, Franzósisch im Thurgau und in 
Nidwalden definitiv aus dem Stundenplan der Pri­
marschule zu streichen. Di e Schülerinnen und Schü­
ler in diesen beiden Kantonen sollen in der Primar­
schule n ur noch Englisch lernen. 

Diese Entscheide li:isen nicht nur in der Roman­
die Kopfschütteln aus. In einer Schweiz, in der seit 
166 Jahren offiziell vier Sprachen gesprochen wer­
den und in der sich mehrere Kulturen konfliktlos 
nebeneinander entfalten und gegenseitig berei­
chern, müssen die Wertschatzung und auch das 
Interesse den anderen Kultur- und Sprachregionen 
gegenüber gepflegt werden. Dieser Grundsatz wird 
rnit diesen Entscheiden marginalisiert. Kommt hin­
zu, dass die Absetzung des Franzósischunterrichts 
an der Primarschule auch die Deutschschweizer Er­
ziehungsdirektorinnen und -direktoren desavouiert. 
So unter anderen auch die Thurgauer Erziehungs­
direktorin Monika Knill (svp.). 

Als Bundespolitiker ist mir kiar: Es ist Zeit zu 
handeln. Der Artikel 62 der Bundesverfassung legi­
tirniert ein Eingreifen. Am ehesten kann das Vor­
haben des Kantons Thurgau mit einer Modifizie­
rung im Sprachengesetz gestoppt werden. Sollten 
die Kantone nicht selbst zu einer Einigung kommen, 
dann ist · eine solche Gesetzesanpassung unabding­
bar. Das wissen auch die Deutschschweizer Erzie­
hungsdirektorinnen und -direktoren. Mir persónlich 
ware es lieber, die Kantone kónnten die in der Ver­
fassung vorgeschriebene Harmonisierung der Schu­
le.im Alleingang erreichen. Denn die Volksschule ist 
Sache der,Kantone. 

Matthias Aebischer ist SP-Nationalrat und Prasident der nationalriit­
lichen Bildungskommission. 

Franzosisch 
erst auf der Sekundarstufe 

Von Hanspeter Gantenbein 

Seit Jahren beklagen weiterführende Schulen und 
Lehrbetriebe die ungenügenden Deutsch- und Ma­
thematikkompetenzen. Vor knapp zwei Jahren 
haben selbst Hochschulprofessoren .gesagt, das 
Hochdeutsch der Studenten werde immer rnisera, 
bler. Genau diese wichtigen Basiskenntnisse bilden 
aber die Grundlagen für alle weiteren Anforderun� 
gen. Diese Grundkenntnisse müssen in der Primar­
schule intensiviert und nicht laufend mit neuen 
Schulversuchén und dem padagogischen Kon­
struktivismus, der sich über .den ganzen deutsch­
sprachigen Raum ausschüttet, untergraben wer­
den. Für den Erfolg in einer Berufslehre oder in 
weiterführenden Schulen sind das Beherrschen d er 
Erstsprache, die Grundoperationen in Mathema- . 
tik, das Verstandnis der Natur und die handwerk-
lichen Facp.er wichtig. . 

Das sin'd auch Voraussetzungen für das erfolg­
reiche duale Bildungssystem, um das uns die ganze 
Welt beneidet. Es verhindert Jugendarbeitslosig­
keit. All dies wird in den Überlegungen und Ent­
scheiden meist vergessen, j a verdrangt! Warum ist 
der ·Lehrplan 21 heute so umstritten? Weil es hier 
im gleichen Stil weitergehen soll: Von allem ein 
bisschen, wenig richtig. Es gilt jetzt, sieh rnit Ehr­
lichkeit und Effizienz für eine solide Grundbildung. 
der Schülerinnen und Schüler auf der Vollcsschul­
stufe einzusetzen. Niemand will den Franzósisch­
unterricht abschaffen, wie das linke Ideologen in 
der Deutsch- und Welschschweiz monieren. Beim 
Thurgauer Entscheid geht es mn das Frühfrahzó­
sisch in der Primarschule. Diese Stufe hat Grund­
ausbildung zu vermitteln, dazu zahlen e ben Fremd­
sprachen nicht. 

Die Primarlehrer- und da ist der Kanton Thur­
gau nicht der einzige - sprechen eine deutliche 
Sprache. Sie begrüssen mit grosser Mehrheit eine 
Anderung des Fremdsprachenunterrichts. Sprach­
und Erziehungswissenschafter sind in dieser Sache 
uneins. Warum werden die Erkenntnisse der Prak­
tiker von den Bildungsbürokraten nicht beachtet 
oder einfach unter den Tisch gekehrt? So paradox 
es tónt, im Kan to n Thurgau soll mit dem Entscheid 
die franzósische Sprache starker gefórdert wérden, 

und zwar auf d er Sekundarschulstufe. Es ist erwie­
sen, dass dann der Wissensstand in Franzósisch 
nach der 3. Sekundarschule mindestens gleich 
gróss ist wie nach einemhalbbatzigen Franzósisch­
unterricht in der Primarschule, der zulasten der 
Grundlagenfacher·geht. 

Das Verstandnis für andere Landesteile und 
Kulturen ist uns wichtig. Neben gutem und ausrei­
chendem Franzósischunterricht auf der Sekundar­
schulstufe sollten Klassenlager und Schulreisen be­
:çeits auf d er Mittelstufe vermehrt in andere Lan­
desteile führen. So kónnten Schüler für die anders­
sprachigen Landesteile,sensibilisiert werden. In d er 
Sekundarschule sind Sprachaufenthalte oder noch 
besser Austauschprogramme mit Gastfarnilien zu 
·forcieren. So wird nicht nur die Sprache besser ge­
lernt, sondern auch das wichtige Verstandnis für­
einariaer geweckt. Nur so kónnte auch der herbei­
geredete Róstigraben etwas zugeschüttet werden. 

Tatsache ist aber auch, dass in der Oberstufe die · 
Halfte aller Schüler der G-Stammklassen (früher 
Realschüler) bereits in der 7. Klasse Franzósisch 
abwahlt! Wir alle wissen, "-\arum. Es ist die Reali­
tat, in der wir leben. Welche Verstandigungsspra­
che hat sich weltweit dl\rchgesetzt? 

In unserer. nationalen und internationalen Be­
rufswelt hat sich, o b wir dies wollen oder nicht, Eng­
lisch durchgesetzt. Dem kónnen wir uns nicht ver­
schliessen. Ist das Englische nicht auch eine Chan­
ce, unsere vielen Sprachgriiben zur Westschweiz, 
zum Tessin un d zum riitoromanischen Landesteil zu 
überbrücken und zudem die Hürden bei der Ver­
standigung rnit unseren auslandischen Mitbewoh­
nern abzubauen? Aus all diesen Gründen hat die 
grosse Mehrheit des Thurga�er Parlaments ent­
schieden. Dies ist geradezu ein fortschrittlicher Ent­
scheid zur Fórderung und zum Wohle unserer Kin­

. der - und für einen effizienten Franzósischunter­
richt. zur richtigen Zeit. Alles ein wenig, aber nichts 
richtig zu machen, scheint uns falsch. 

Hanspeter Gantenbein ist Thurgauer SVP-Kantonsrat Er hat die 
Motion zum Franziisischunterricht, die vom Thurgauer Kantonsrat über­
wiesen worden ist, eingereicht 
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Die derzeit hitzigen Diskussionen in der Deutsch­
schweiz über den Fremdsprachenunterricht wer­
den auch in der Westschweiz wahrgenommen, 
Dass mehrere Deutschschweizer Kantone das 
Franzbsische als erste Fremdsprache aufgeben, 
wird von einigen als Zeichen einer Abwendung der 
Deutschschweizer von der franzosischsprachigen 
IV!inderheit aufgefasst 

Verschiedene politische Parteien haben das 
TI1ema aufgegriffen und sprechen bereits von einer 
Gefahr für den nationalen Zusammenhalt. Was 
sollte di e Westschweizer Minderheit tun? Ein Bun-

verlangen, das den Unterricht in einer 
zweiten Landessprache vor dem Englischen vor­
schreibt? 

Ich würde dies für einen Fehler hal-
ten. IvJ:eine Generation war der Meinung, dass das 
Erlemen der deutschen Sprache das A und O sei. 
l\1an erkHirte uns, wie wíchtig Deutsch für unsere 
berufliche Zulmnft sei. Durch die Globalisierung 
hat sich die Lage nun allerdings grundlegend ver­
andert: Englisch ist für alle Schweizer, das heisst 
auch für die VVestschweizer, zur obersten Prioritat 

Die jungen Westschweizerinnen uud 
Westschweizer traumen mellf vou Europa und der 
weiten "\;Velt als von der Deutschschweiz. Und 
wenn sie ihre Deutschkenntnisse verbessern wol­
len, ist Berlin attraktiver als Zürich. Ausserdem 
sehen nur wenige einen Vorteil darin, Schweizer­
deutsch zu lernen - auch wenn die.se Sprache 
clurchaus ihren Reiz hat. Ich vermute, dass umge­
kehrt die Westschweiz die Deutschschweizer auch 
nicht starker zum Traumen anregt. 

Die Einstellung der Westschweizer hat sich 
noch aus einem anderen Grund verandert: Die 
jüngste wirtschaftliche Entwicklung des «Arc 

hat gezeigt, dass di e Zukunft der West­
schweiz in der Globalisierung liegt, die eher Eng­
lisch- ais Deutschkenntnisse voraussetzt. 

Der Reflex der Minderheit ist also nicht mehr 
Franzosisch ist · eine universelle und 

aufstrebende Sprache. Die franzosísçhe Sprach­
gemeinschaft zahlt heute fast 200 Millionen Men­
schen, und gemass einer Prognose der Organisa­
tian für wirtschaftliche Zusa1mnenarbeit und Ent­
wJuuml� (OECD) durfte diese Zahl "bis 2050 auf 
750 Millionen ansteigen. Vor allem in Afrika ent-

Frühes Sprachenlernen auf der Primarschulstufe 
setzt eine Reihe von Gelingensbedingungen vor­
aus, die der Dachverband Lehrerinnen und Lehrer 
Schweiz (LCH) bereits 2004 publiziert hat. Heute 
verhindern Spannassnahmen, Notenzwang und 
uo,tnJ:;ciJie Ideologíen zunehmend eine erfolgreiche 
Umsetzung dieser wichtígen Reform. Mit fatalen 
Folgen: Der Widerstand gegen zwei Fremdspra­
chen an der Primarschule wird ii1 der deutschen 
Schweiz immer grosser. Dabei gabe es gute Kom­
promisse,'wenn man die padagogischen Argumen­
te endlich ernst nehmen würde. 

Kein anderes bildungspolitísches Thema hat in 
den letzten Monaten so viel mediale Aufmerksam­
keit erhalten wie der Fremdsprachenunterricht an 
deri speziell an den Primarschulen 
d er deutschen Schweiz. In der Zwischenzeit gíbt es 
so viele wie Akteme. Die einen wollen 

v1<�'""'"" ganz abschaffen und dafür an 
den Primarschulen die Unterrichtssprache, Mathe­
matik und Naturwissenschaften starken. Die an­
dern wollen am Konzept mit zwei obligatorischen 

fn�mdsJJrctcb:en auf d er Primarstufe, wie es das 
vorschreibt, ohne Wenn und 

Aber festhalten. Doch es gibt auch noch weitere 
Varianten. 

Immer grosser wird in der deutschen Schweiz 
das der Befürworter für nur noch eine 

in der Primarschule, wobei die 
Mehrheit der Anhanger clieser Losung die Reihen-

puis le français>> favorisiert, w as 
bei Bundesrat Berset und in der Romandie auf 
�rosses Unverstandnis stdsst. Und dann gibt es 
lloch diverse Variantenvorschlage mit einem Frei­
[ach oder einem Wahlpflíchtfach Franzosis.ch auf 
:ler Primarstufe. Auch über den vermehrten Ge­
Jrauch von Dispensationen von sprachschwachen 
)chülern wird diskutiert. Das a!les scheint hingegen 

JHirnforscher und Bi!dungswissenschafter 
zu kümmern. Sie sind der festen Meinung, 

hss das Gehirn eines Primarschulkindes problem­
os vier oder noch mehr Sprachen verkraften 
conne. «Je früher, desto besser>> , lautet ihr Credo. 

DeT LCH betonte bereits vor der Verabschie­
der Sprachenstrategie der Eidgenossischen 

=<:rziehungsdirektorenkonferenz (EDK) 2004, dass 
:me Reform des Sprachenuntenichts 

Von Patrick Aebischer 

stehen neue Markte, auf denen gute Franzosisch­
und Englischkenntnisse einen bedeutenden 
Trumpf darstel!en. Die Deutschschweizer sind hin­
gegen in einer weniger guten Ausgangslage, weil 
d er deutschsprachige Raum auf rund 100 Millionen 
Menschen beschrankt ist und keine Wachstums­
aussichten bestehen. Ferner ringen sie mit der 
kniffligen Frage 1iacl1 der Stellung des Dialekts im 
Verhaltnis zum Hochdeutschen. Die in jüngster 
Zeit geführte Diskussion über di e .ausschliessliche 
Verwendung des Schweizerdeutschen im Kinder­
garten ist das aufschlussreichste Beispiel dafür. 

Ist der nationale Zusammenhalt gefahrdet? In 
meinei Generation boten die Armee und die 
Arbeit als Au-pair Gelegenheit für ein kulturelles 
Eintimchen; um den anderen Landesteil besser zu 

Die Entwicklung des 
«Arc lémanique» zeigt, 
dass die Zukunft 
der Westschweiz in der 
Globalisierung liegt, 
di e eh er Englisch-
als Deutschkenntnisse 
voraussetzL 

verstehen. Heute müssen wir neue Moglichkeiten 
finden. Es gilt, unbedingt den Austausch zwischen 
den Sprachregionen auf Gymnasialstufe, in den 
ersten Studienjahren an der Universitat und mit­
hilfe von Lernpraktika zu fdrdern, um den kultu­
rellen Reichtum unseres Landes zu entdecken. Die 
jenseits der Sprachgrenze verbrachte Zeit fürdert 
den nationalen Zusammenhalt starker àls der 
unseren Kindern auferlegte Zwang, schwierige 
Landessprachen zu lernen. Mit einem solchen Aus­
ta us eh sollte es auch moglich sein, die von unseren 
Deutschschweízer Mitbürgern gern gepflegten K.li­
schees einer von gutem Wein, gutem Essen und 

® 

Voi1, Beat W Zemp 

n ur dann moglich ist, wenn die dafür notwendigen 
padagogischen GelingensbedÍngungen erfüllt sind. 
In einer «Tarifliste>> hat der LCH diese Bedingun­
gen in 7 Kategorien mit 35 Items unterteilt und im 
September 2004 veroffentlicht. An seiner Dele­
giertenversammlung im Juni 2013 forderte der 
LCH in einer Resolution die Kantone auf, endlich 
mehr Lektionen und kleinere Klassen für den 
Fremdsprachenunterricht zur Verfügung zu stellen. 

Die Freude an der franzosischen Sprache und 
Kultur wird zudem nicht gefordert, wenn man 
schon auf der Primarschulstufe mit Noten Druck 
erzeugt. Sprachséhwache Schüler werden dadurch 
allzu früh entmutigt und entwickeln einert «Schul­
verleider>> . Sie erreichen die ehrgeizigen Ziele, die 
in d en Grundkompetenzen (Bildungsstandards) 
für die Fremdsprachen von der EDK festgelegt 

Für einen erfolgreichen 
Sprachenunterricht 
braucht es flexiblere 
padagogische Modelle. 

wurden, bis zum Ende der Volksschule nicht oder 
nur ungenügend. Viel ·hilfreicher ware hier ein 
Sprachbad in einer anderen Landessprache. Daher 
brauchen wir mehr. Austauschprojekte zwischen 
den Landesregionen sowohl bei den Lehrpersonen 
(bereits wahrend der Ausbildung und im spateren 
Berufsleben) als auch bei den Schülerinnen uri.d 
Schülern (béispielsweise in Klassenlagern und 
durch die gezielte Forderung von Klassen- und 
Schüleraustauschen). 

Doch das kostet alles Geld, das die meisten 
Kantone nicht haben. Im Gegenteil: Einmal meiu­

. verschlechtern Sparmassnahmen im Bildungswe­
sen laufend die Gelingensbedingungen im Unter­
richt. Kann man es da der Lehrerschaft übel­
nehmen, wenn sie nicht bereit ist, eine solch wich­
tige Reform zum Nulltarif umzusetzen? 

Sowohl die EDK als auch die Lehrerverbande 
sin d zurzeit daran, . eine Bilanz zu ziehen un d 
Losuúgen für die Umsetzungsprobleme im Fremd-

' 
Siesta gepragten Westschweiz aufzubrechen. So 
sollten sie erkennen, dass di e Westschweiz auch für 
Innovatíon, Weltoffenheit und Wettbewerbsfahí1g­
keit steht. Dasselbe gilt auch für uns Westschwei­
zer. Die Deutschschweiz hat es verdient, dass wir 
si e besser kennenlernen. Es ist Aufgabe der Politik, 
Ameize zu schaffen, mit denen der Austausch ge­
fordert wird. 

Wir sollten folglich ebenso pragmatisch vor­
gehen wie die Deutschschweizer. Machen wir aus 
e in er Schwache eine Starke und lernen Englisch als 
erste und Deutsch als zweite Fremdsprache! Wir 
so!lten nicht versuchen, unseren Kindern das auf­
zuzwingen, wofür unsere Generatíon wenig Be­
geisterung gezeigt hat: das frühe Erlernen der 
deutschen Sprache. Nach der gleichen Logik soll­
ten wir die Deutschschweizer auch nicht zwingen, 
Franzosisch zu lernen, sondern ihnen Lust darauf 
machen. Wir Westschweizer sollten aüsserdem die 
italienische Sprache nicht vergessen, um uns besser 
mit unseren Mitbürgern südlich der Alpen auszu­
tauschen. Wir neigen leider dazu, si e zu vernachliis­
sigen, obwohl wir uns ihnen kulturell nahe fühlen. 

Schauen wir den Tatsachen ins Auge: Viele 
Westschweizer- auch i eh- tauschen si eh heute mit 
ihren Deutschschweizer Kollegen auf Englisch aus. 
Trotzdem feiern wir alle die Siege von Roger 
Federer und fühlen uns als Schweizer, ob wir nun 
die deutsche Sprache beherrschen oder nicht. Das 
Beispiel Roger Federer ist im Übrigen besonders 
aufschlussreich. Sein perfektes Franzosisch ist viel 
mehr den zwei Jahren zu verdanken, die er als 
Jugendlicher im Tennisfdrderungszentrum in der 
Nahe·· von Lausanne verbrachte, als dem Fran­
zosischunterricht an der Primarschule in der 
Region Basel. 

Die Starke der Schweiz liegt in ihrer Weltoffen­
heit sowie ihrer sprachlichen und kulturellen Viel­
falt. O b es uns gefallt oder ni eh t: Englisch ist im Be­
griff, zur fünft"en Landessprache zu werden. Wenn 
wir diese Sprache beherrschen, konnen wir besser 
miteinander kommunizieren uud der Schweiz 
einen herat1sragenden Trumpf für ihre soziookono­
mische Entwicklung in einer zunehmend globali­
sierten Welt an die Hand geben. Let's go for it! 

Pillrnck Aebnsc�Jer ist Prasident, de r ETH Lausanne. 

sprachenunterricht zu suchen. Viel wird davon ab­
hangen, ob es gelingt, überzeugende Antworten 
auf folgende Fragen zu finden: 
>- Wie kann der besondere Stellenwert der Lan­
dessprachen glaubwürdig in den sprachregionalen 
Lehrplanen umgesetzt werden, und welche Rolle 
kann der Bund bei der Forderung der Landesspra­
chen spielen? 
>- Wie konnen die Gelingensbedingungen und die 
Beurteilung im Sprachenunterricht konkret ver­
bessert werdeil? 
> Welche Hilfen bekommeil Schülerinnen und 
Schüler, die wegen eínes Wohnortswechsels in ein 
Schulsystem mit einer anderen Sprachenreihen­
folge (E/F bzw. F/E) eingegliedert werden müssen? 
>- Wie kann man sprachschwachen Schülerinnen 
und Schülern helfen, damit di ese am Ende der obli­
gatorischen Schule die Minimalziele in drei Spra­
chen erreichen konnen? 

Lehrpersonen wollen einen erfolgreichen 
Fremdsprachenunterricht durchführen. Dazu 
brauchen sie flexiblere padagogische Modelle, die 
auf das sehr unterschiedliche Lernpotenzial der 
Schülerinnen und Schi.iler mel1r Rücksicht neh­
men. Mit noten- und promotionsrelevanten Obli­
gatorien für zwei Frühfremdsprachen, die viele 
sprachschwache Schü!er überfordern, kommen wir 
nicht weiter, ebenso mit sturen Lernverboten für 
eine zweite Fremdsprache in der Primarschule, die 
sprachbegabte Schüler am frühen Fremdsprachen­
lernen behindern. Dies würde dazu führen, dass 
gutbetuchte Eltern für ihre sprachbegabten Kinder 
Kurse in der zweiten Fremdsprache privat einkau­
fen würden, wahrend die anderen Schüler das 
Nachsehen hatten. 

Daher setzt sich der LCH weiterhin für ein An­
gebot mit zwei Fremdsprachen auf der Primar­
schule ein. Es wird wohl noch einige Zeit dauern, 
bis alle merken, dass das Erlernen einer ,zweiten 
Landessprache zusatzlich zu Englisch in der 
Schweiz kein Luxus, sondern e in Privilê'g ist. Unser 
Ziel muss es sein, dass künftig moglichst viele 
Schulabganger von den Vorteilen dieses Privilegs 
profitieren konnen. 

[!eal W.lemp ist Zentralprasident des Dachverbands Lehrerinnen und 
Lehrer Schweiz (LCH). 
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Von François Cherix 

Als Kínd stellte ich mir die Schweiz als ein vier­
farbiges Puzzle vor, wobei jede Farbe eine Landes­
sprache reprasentiert. Früh wurde ich damit ver­
traut gemacht, dass in meiner Heimat Deutsch, 
Franzosisch, Italienisch und Romanisch gespro­
chen wird - anhand der Beschriftungen auf den 
Passen de r Erwachsenen. Spater ha ben mich meine 
Eltern nach Bern mitgenommen, damit ich dort 
meine ersten Worte auf Deutsch sprechen konnte. 
Ich erinnere mich noch heute daran, wie stolz ich 
war, ein echter Schweizer zu sein, weil man m.ir tat­
sach.lich auch auf Deutsch geantwortet haf[e. Ich 
empfand es immer als Privileg, an der Schnittstelle 
verschiedener Kulturraume zu le ben. Diese Diver­
sitat fasziniert mich und bindet mich an die 
Schweiz. Mit anderen Worten: Mein Patriotismus 
schliesst diese unterschiedlichen Kulturen mit ein, 
die sich gegensei.tig respekfieren und bestarken. 

Genau dieses Prinzip der Willensnation wird 
vom thurgauischen Parlament infrage gestellt, in­
dem es das Frühfranzosisch abschaffen mochte. 
Über die padagogische Debatte hinaus geht es 
namlich um eine existenzielle Frage: Wollen wir 
den foderalen Zusammenhalt, oder nehmen wir in 
Kauf, dass die Bande zwischen den Bürgem ge­
lockert werden und unser gemeinsames Schicksal 
sich auflost? Der nationale Zusammenhalt beruht 
darauf, dass wir unsere Verschíedenheiten kennen 
und akzeptieren. Monokultur ist nicht dazu geeig­
net, die Erfolgsgeschichte unseres gemeinsamen 
Werdegangs weiterzuschreiben. Gegenseítiges Ver­
standnis setzt indes das fri.ihe Erlernen d er Landes­
sprachen voraus, die je für einen Kulturraum ste­
hen. Die Sprache ist schliesslich mehr als ein Vek­
tor für die Kommunikation. Sie ist die Essei1z des 
Geistes, sie ist gleichzeitig Gedachtnis, Idee und 
Vision. O b ich mich auf Deutsch, auf Franzosisch, 
auf Italienisch, auf Arabisch oder auf Russisch aus­
drücke, hat einen Einfluss auf den Inhalt. Wer die 
Sprache des andern lemt, ist bereit, dessen Haus zu 
betreten und di e Welt durch dessen Brille zu be­
trachten. Niemals wird Englisch innerhalb der 
Schweiz di ese Rolle erfüllen konnen. 

Bei der Debatte über das Untenichten der Lan­
dessprachen geht es nicht zuletzt auch um die poli­
tische und kulturelle Bildung - Voraussetzung für 
eine lebendige Demokratie. Macht es einem Schü­
ler keine Freude, wenn er ein p aar Satze in der Spra­
che seiner Landsleute sagen lcann? Uud ist eine 
frühe Sensibilisierung für di e Landessprachen ni eh t 

. wie eine erste spielerísche Reise durch die verschie­
denen Landesteile? Das Erlernen der Sprachen 
dient auch clem Erlernen der Schweiz schlechthin. 
Diese existenzielle Dimension wird von den Geg­
nern des Frühiranzosisch selbstverstandlich unter 
den Tisch gelcehrt. Dies zeigt si eh etwa anhand der 
Aussagen der TI1Urgauer SVP-Nationalratin Vere­
na Herzog in einemlnterview mit der Zeitung «24 
heures>> vom 21. August. «N ur e ine Minderheit von 
Deutschschweizern ist im Berufsleben auf Franzo­
sisch angewiesen>> , sagt Herzog. Wer so spricht, 
reduziert das Erlemen einer Sprache auf eine eis­
kalte Kosten-und-Nutzen-Abwagung: Die franzosic 
sche Schweiz ist für die eigene Karriere nicht rele­
vant, also exi.stiert sie nicht. Mit derselben Logik 
konnte man auch argumentieren, dass Schweizer-. 
deutsch fallengelassen werden sollte, da es ausser­
halb der Schweiz nichts bringt und keinen Zugang 
zur geschriebenen Sprache ermoglicht. 

Die SVP ist bei den Bestrebungen, Franzosisch 
zu diskreditieren, an vorderster Front dabei. 
Eigentlich erstaunlích, dass eine Partei, die sich als 
patriotisch versteht, sich so wenig um die multi­
kulturel!e Identitat der Schweiz schert. In der Tat 
ist die_ SVP keine klassische Partei, sondern e ine 
populistische Bewegung, die am Gangelband von 
Chústoph Blocher die Bewolmer instrumentali­
siert, die direkte Demokratie missbraucht und die 
Schweiz mit ihrem nationalistischen Diskurs zu zer­
stdren droht. Die franzosischsprachige Minderheit, 
die sích noch immer gegen diesen Isolationskurs 
wehrt, hat darin keinen Platz. Diese nationalisti­
sche Verherrlichung lauft auf das Ausmerzen der 
Verschiedenheiten und auf eine alpine Deutsch­
schweizer Monokultur hinaus. 

Der Sprachenstreit ist sinnbildlich für die Ab­
kehr von d em, was den Erfolg un d di e Anziehungs� 
kraft der Scl"\weiz ausmacht: Toleranz, Neugier, 
Offenheit, Weltburgertum, Diversitat. All dies geht 
beim Rückzug in ein narzis.stisches, auf engstirni­
gen Phantasievorstellungen beruhendes Weltbild 
verloren. Das Unterrichten der Landessprachen in 

·de r Primarschule erfordert einen kollektiven Effort 
und setzt die Überzeugung voraus, dass Bildung 
mehr. ist als eine wirtschaftliche Investition. Wird 
die Willensríation überleben, we1m sie dem natio­
nalistischen Diskurs der Populisten verfallt? Dies 
ist keine filctive Frage. Wír müssen uns ihr stellen. 

Fm!lçois C!Jewb1 ist Essayist und l<ommunikationsberater. Er beschaftigt 
sich mit politischen lnstitutionen, Sprachenfragen und dem Foderalismus. 


